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Das Wichtigste in Kürze  

Das neue Gemeindegesetz (GG) enthält Bestimmungen, welche 2018 in Kraft getreten sind. So 
führt das neue GG insbesondere zu einer Erweiterung der Urnengeschäfte. Daneben gibt es 
aber auch Neuerungen, welche erst nach einer Anpassung der Gemeindeordnung (GO) gelten 
oder welche die Gemeinden und ihre Organisationen ermächtigen, aber nicht verpflichten, Neu-
erungen einzuführen. Alle Zürcher Gemeinden müssen ihre GO bis Ende 2021 an die neuen 
Bestimmungen des GG anpassen. 

 

 

Gemeindeabstimmung vom 9. Februar 2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Totalrevision der Gemeindeordnung 
der Gemeinde Zell 
 

 

 
Sehr geehrte Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 
 
Der Gemeinderat Zell unterbreitet Ihnen die Vorlage „Totalrevision der Gemeindeordnung der 
Gemeinde Zell“ zur Abstimmung am 9. Februar 2020. Die vorberatende Gemeindeversammlung 
wurde am 2. Dezember 2019 durchgeführt.  
 
Sie sind freundlich eingeladen, Ihre Stimme abzugeben. Der Gemeinderat Zell beantragt den 
Stimmberechtigten die Annahme der Vorlage. 
 
Gemeinderat Zell 
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Beleuchtender Bericht 

1. Ausgangslage 
 
Die Projektgruppe zur GO-Totalrevision besteht je aus zwei Mitgliedern des Gemeinderates und 
der Gemeindeverwaltung sowie einer externen Fachberatung (Gemeindepräsidentin, Schulpräsi-
dent, Abteilungsleiterin Bildung, Gemeindeschreiber sowie Fachberatung durch Inoversum AG). 
Die Projektgruppe hat die Rückmeldungen aus dem Gemeinderatsbeschluss Nr. 260 vom 15. No-
vember 2018 (Kenntnisnahme des Entwurfs und Beratung der Position/Stellung einzelner Behör-
den) in den GO-Entwurf integriert. Mit Gemeinderatsbeschluss Nr. 291 vom 13. Dezember 2018 
wurde der GO-Entwurf für die öffentliche Vernehmlassung bis Ende April 2019 verabschiedet und 
gleichzeitig dem Gemeindeamt des Kantons Zürich zur Vorprüfung eingereicht. Es sind insgesamt 
fünf Stellungnahmen eingegangen (vier politische Parteien und eine Privatperson).  
 
2. Auswertung Vernehmlassungsverfahren 
 
Nach Prüfung der Rückmeldungen wurden mit Gemeinderatsbeschluss Nr. 135 vom 6. Juni 2019 
die eingegangenen Stellungnahmen einer abschliessenden Würdigung unterzogen. Im Folgenden 
sind die im Rahmen der Vernehmlassung nicht berücksichtigten Einwände zusammengefasst auf-
geführt: 

 Die Bestimmung des amtlichen Publikationsorgans ist zeitgemäss durch den Gemeinderat als 
Exekutive festzulegen (nicht die Gemeindeversammlung als Legislative). 

 Der Antrag nach Stellenplafonierung durch die Delegation an die Gemeindeversammlung ist 
anachronistisch und widerspricht einer zeitgemässen Verwaltungsführung. Die Gemeindever-
sammlung entscheidet im Rahmen der jährlichen Budgetversammlung gesamthaft über die 
Gemeindeausgaben. 

 Die Einführung einer Rechnungs- und Geschäftsprüfungskommission (RGPK) wird nicht be-
rücksichtigt. Versammlungsgemeinden verfügen seit jeher über eine Rechnungsprüfungskom-
mission (RPK) und Parlamentsgemeinden wie Winterthur über eine RGPK. In Versammlungs-
gemeinden, bei denen die RGPK-Einführung debattiert worden ist, wurde eine solche abge-
lehnt. Keine Mehrheit fand die RGPK u.a. in den Gemeinden Thalwil, Meilen, Richterswil und 
Gossau. 

 Die Abschaffung der Umweltkommission (bisherige Bezeichnung „Kommission Landschaft und 
Natur“) ist nicht zeitgemäss und widerspricht der bisherigen Entwicklung. 

 
3. Abschied Rechnungsprüfungskommission Zell vom 17. November 2019 
 
Nach der öffentlichen Vernehmlassung vom April 2019 wurde eine totalrevidierte Fassung der 
Gemeindeordnung erstellt und liegt nun zur Abstimmung an der Urne vor. Die Urnenabstimmung 
wird am 9. Februar 2020 stattfinden. Die Rechnungsprüfungskommission hat die vorgeschlagene 
Totalrevision der Gemeindeordnung ausschliesslich in Bezug auf die finanziellen Auswirkungen 
geprüft. Die neue Gemeindeordnung hat keine direkten finanziellen Auswirkungen. Entsprechend 
enthält sich die Rechnungsprüfungskommission einer Stellungnahme. 
 
4. Empfehlung der vorberatenden Gemeindeversammlung vom 2. Dezember 2019 
 
Die Vorlage des Gemeinderats wurde an der vorberatenden Gemeindeversammlung vom 2. De-
zember 2019 in folgenden Punkten geändert: 

 Obligatorische Urnenabstimmung und Finanzbefugnisse der Gemeindeversammlung (Ar-
tikel 6 Ziffer 2 und Artikel 11 Ziffer 4 GO-Entwurf): der Betrag von CHF 2.5 Mio. wird auf 
CHF 2.0 Mio. und der Betrag von CHF 250‘000.00 wird auf CHF 200‘000.00 reduziert; 

 Finanzbefugnisse des Gemeinderats (Artikel 18 Ziffer 3 und 4 GO-Entwurf): der Betrag von 
CHF 200‘000.00 wird auf CHF 300‘000.00 resp. von CHF 50‘000.00 auf CHF 100‘000.00 erhöht 
und der Betrag von CHF 150‘000.00 wird auf CHF 100‘000.00 reduziert.  
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Die vorberatende Gemeindeversammlung hat als Abstimmungsempfehlung die Annahme dieser 
Vorlage mit den vorstehenden Änderungen beschlossen. Der Gemeinderat heisst die Empfehlung 
der vorberatenden Gemeindeversammlung vom 2. Dezember 2019 gut und hat den GO-Entwurf 
dementsprechend geändert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Auf Ihrem Stimmzettel werden Sie gefragt: 
 
Wollen Sie folgende Vorlage annehmen? Ja oder Nein 
 
Totalrevision der Gemeindeordnung der Gemeinde Zell 
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5. Neue Gemeindeordnung der Gemeinde Zell (GO-Entwurf für die Urnenabstimmung) 
 

1 ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 Gemeindeordnung 

Die Gemeindeordnung regelt den Bestand und die Grundsätze der Organisation der Gemeinde 
und bestimmt die Zuständigkeiten ihrer Organe. 

Artikel 2 Gemeindeart 

Zell ZH bildet eine politische Gemeinde. Sie nimmt auch die Aufgaben der Volksschule und weitere 
Aufgaben im Bereich Schule und Bildung wahr. 

2 DIE STIMMBERECHTIGTEN  

A Politische Rechte 

Artikel 3 Wählbarkeit 

Die Mitglieder des Gemeinderats, der Schulpflege, der Sozialbehörde und der Rechnungs-
prüfungskommission müssen für die Wahl in diese Organe ihren Wohnsitz in der Gemeinde Zell 
ZH haben. 

B Urnenwahlen- und Abstimmungen 

Artikel 4 Urnenwahlen 

Durch die Urne werden auf die gesetzliche Amtsdauer gewählt: 

1. die Präsidentin bzw. der Präsident und die Mitglieder des Gemeinderats mit Ausnahme der 
Schulpräsidentin bzw. des Schulpräsidenten, deren bzw. dessen Wahl erfolgt durch die 
Stimmberechtigten an der Urne im Rahmen der Wahl der Mitglieder der Schulpflege, 

2. die Präsidentin bzw. der Präsident und die Mitglieder der Schulpflege, 
3. die Präsidentin bzw. der Präsident und die Mitglieder der Rechnungsprüfungskommission, 
4. die Mitglieder der Sozialbehörde, 
5. die Friedensrichterin bzw. der Friedensrichter. 

Artikel 5 Verfahren 

1 Die Erneuerungswahlen der in Art. 4 erwähnten Behördenmitglieder und Einzelämter erfolgen mit 
leeren Wahlzetteln. 

2 Bei Ersatzwahlen wird für Behördenmitglieder und Einzelämter das Verfahren der stillen Wahl 
angewendet. Sind die Voraussetzungen für die stille Wahl nicht erfüllt, werden leere Wahlzettel 
verwendet. 

3 Erfolgt eine Erneuerungs- oder Ersatzwahl mit leeren Wahlzetteln, wird den Wahlunterlagen ein 
Beiblatt beigelegt, auf dem die Personen aufgeführt sind, die öffentlich zur Wahl vorgeschlagen 
sind. 
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Artikel 6 Obligatorische Urnenabstimmung 

Der Urnenabstimmung sind zu unterbreiten: 

1. der Erlass und die Änderung der Gemeindeordnung, 
2. die Bewilligung von neuen einmaligen Ausgaben von über CHF 2'000'000.00 für einen be-

stimmten Zweck und von neuen wiederkehrenden Ausgaben von über CHF 200'000.00 für ei-
nen bestimmten Zweck, 

3. Ausgliederungen von einer oder mehreren Aufgaben von erheblicher Bedeutung, d.h. insbe-
sondere solcher, die von grosser politischer und finanzieller Tragweite sind, 

4. der Abschluss und die Änderung von Verträgen über eine Zusammenarbeit in Form eines 
Zweckverbands, einer gemeinsamen Anstalt oder einer juristischen Person des Privatrechts, 

5. der Abschluss und die Änderung von Anschluss und Zusammenarbeitsverträgen, wenn die 
Gemeinde hoheitliche Befugnisse abgibt oder die damit zusammenhängenden neuen Ausga-
ben an der Urne zu beschliessen sind, 

6. Verträge über den Zusammenschluss mit anderen Gemeinden, 
7. Verträge über Gebietsänderungen von erheblicher Bedeutung, d.h. insbesondere solche, die 

eine Fläche oder Bevölkerungszahl betreffen, die für die Entwicklung der Gemeinde wesent-
lich sind, 

8. Initiativen über Geschäfte, für die nicht die Gemeindeversammlung zuständig ist. 

Artikel 7 Fakultatives Referendum 

In der Gemeindeversammlung kann ein Drittel der Stimmberechtigten, die bei der Abstimmung 
über dieses Geschäft anwesend waren, verlangen, dass über den Beschluss nachträglich an der 
Urne abgestimmt wird, sofern dies nicht durch übergeordnetes Recht ausgeschlossen ist. 

C Gemeindeversammlung 

Artikel 8 Rechtssetzungsbefugnisse 

Die Gemeindeversammlung ist zuständig für den Erlass und die Änderung von wichtigen Rechts-
sätzen. Dazu gehören die Grundsätze der Gebührenerhebung, d.h. namentlich die Art und der 
Gegenstand der Gebühr, die Grundsätze der Bemessung und der Kreis der abgabepflichtigen Per-
sonen, sofern diese nicht durch die übergeordnete Gesetzgebung bestimmt sind, und insbesonde-
re folgende Verordnungen: 

1. die Personalverordnung, 
2. die Polizeiverordnung, 
3. die Entschädigungsverordnung von Behördenmitgliedern. 

Artikel 9 Planungsbefugnisse 

Die Gemeindeversammlung ist zuständig für die Festsetzung und Änderung: 

1. des kommunalen Richtplans, 
2. der Bau- und Zonenordnung, 
3. des kommunalen Erschliessungsplans, 
4. von Sonderbauvorschriften und Gestaltungsplänen 

Artikel 10 Allgemeine Befugnisse 

Die Gemeindeversammlung ist zuständig für: 

1. die politische Kontrolle über Behörden, Verwaltung und die weiteren Träger öffentlicher Auf-
gaben, 
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2. die Ausgliederung von einer oder mehreren Aufgaben von nicht erheblicher Bedeutung, d.h. 
insbesondere solcher, die nicht von grosser politischer oder finanzieller Tragweite sind, 

3. den Abschluss und die Änderung von Anschluss- und Zusammenarbeitsverträgen gemäss ih-
rer Befugnis zur Bewilligung neuer Aufgaben, sofern die Gemeinde keine hoheitlichen Befug-
nisse abgibt, 

4. Verträge zu Gebietsänderungen, die bebautes Gebiet betreffen und nicht von erheblicher Be-
deutung sind, d.h. insbesondere solche, die eine Fläche oder eine Bevölkerungszahl betref-
fen, die für die Entwicklung der Gemeinde nicht wesentlich sind, 

5. Initiativen über Geschäfte, für die nicht die Urnenabstimmung zuständig ist, 
6. die Errichtung von Eigenwirtschaftsbetrieben, soweit keine Verpflichtung durch übergeordne-

tes Recht besteht. 

Artikel 11 Finanzbefugnisse 

Die Gemeindeversammlung ist zuständig für: 

1. die Festsetzung des Budgets, 
2. die Festsetzung des Gemeindesteuerfusses, 
3. die Kenntnisnahme des Finanz- und Aufgabenplans, 
4. die Bewilligung von neuen einmaligen Ausgaben über CHF 300'000.00 bis CHF 2'000'000.00 

für einen bestimmten Zweck und von neuen wiederkehrenden Ausgaben über CHF 
100'000.00 bis CHF 200'000.00 für einen bestimmten Zweck,  

5. die Genehmigung der Jahresrechnungen, 
6. die Genehmigung von Abrechnungen aus Gemeindeversammlungs- und Urnenabstimmungs-

krediten, wenn diese den bewilligten Kredit übersteigen, 
7. die Vorfinanzierung von Investitionsvorhaben, 
8. die Veräusserung von Liegenschaften des Finanzvermögens sowie Belastungen von Grund-

stücken mit dringlichen Werten über CHF 1'500'000.00, 
9. Investitionen in Liegenschaften des Finanzvermögens im Betrag über CHF 1'500'000.00. 

3 DIE GEMEINDEBEHÖRDEN 

A Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 12 Delegation an einzelne Mitglieder oder an Ausschüsse 

Die Behörden können jederzeit beschliessen, dass bestimmte Geschäfte oder Geschäftsbereiche 
durch die einzelnen Mitglieder oder Ausschüsse in eigener Verantwortung erledigt werden. Sie le-
gen deren Aufgaben und Kompetenzen fest. 

Artikel 13 Offenlegung der Interessenbindung 

1 Die Mitglieder von Behörden legen ihre Interessenbindung offen. Insbesondere geben sie Aus-
kunft über: 

1. ihre beruflichen Tätigkeiten, 
2. ihre Mitgliedschaften in Organen und Behörden der Gemeinden, des Kantons und des Bun-

des, 
3. ihre Organstellung in und wesentlichen Beteiligungen an Organisationen des privaten Rechts. 

2 Die Interessenbindungen werden veröffentlicht. 
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B Gemeinderat 

Artikel 14 Zusammensetzung 

1 Der Gemeindevorstand wird als Gemeinderat bezeichnet. Er besteht aus sieben Mitgliedern, die 
Präsidentin bzw. der Präsident und die Schulpräsidentin bzw. der Schulpräsident inbegriffen. 

2 Die Präsidentin bzw. der Präsident des Gemeinderates und die Präsidentin bzw. der Präsident 
der Schulpflege werden direkt durch die Urnenabstimmung gewählt. Der Gemeinderat konstituiert 
sich im Übrigen selbst. 

Artikel 15 Wahlbefugnisse 

1 Der Gemeinderat wählt, ausgenommen im Bereich Schule und Bildung sowie Soziales, die Ver-
tretungen der Gemeinde in Organisationen des öffentlichen und privaten Rechts, soweit das Or-
ganisationsrecht dieser Organisationen die Zuständigkeit nicht anders regelt und nicht die Ge-
meindeversammlung zuständig ist. 

2 Der Gemeinderat wählt die Mitglieder des Wahlbüros. 

Artikel 16 Rechtssetzungsbefugnisse 

Der Gemeinderat ist zuständig für den Erlass und die Änderung von weniger wichtigen Rechtssät-
zen. Dazu gehören alle Erlasse, sofern nicht die Gemeindeversammlung oder die Schulpflege zu-
ständig sind. 

Artikel 17 Allgemeine Verwaltungsbefugnisse  

1 Der Gemeinderat hat die ihm gemäss kantonalem und eidgenössischem Recht zustehenden Auf-
gaben. 

2 Im Weiteren nimmt der Gemeinderat folgende Aufgaben wahr: 

1. die Bestimmung des amtlichen Publikationsorgans, 
2. die Erteilung des Gemeindebürgerrechts, 
3. die Initiierung und Unterstützung von Gemeindereferenden, 
4. die Schaffung von Stellen, die für die Erfüllung bestehender Aufgaben notwendig sind sowie 

die Schaffung neuer Stellen gemäss seiner Befugnis zur Bewilligung neuer Ausgaben, soweit 
keine andere Gemeindebehörde zuständig ist, 

5. die Anstellung des Gemeindepersonals, ausgenommen im Bereich Schule und Bildung, 
6. der Abschluss und die Änderung von Anschluss- und Zusammenarbeitsverträgen mit anderen 

Gemeinden, soweit diese nicht den Bereich Schule und Bildung betreffen oder die Gemeinde-
versammlung zuständig ist, 

7. Verträge zu Gebietsänderungen, die unbebautes Gebiet betreffen und nicht von erheblicher 
Bedeutung sind, d.h. insbesondere solche, die eine Fläche betreffen, die für die Entwicklung 
der Gemeinde nicht wesentlich ist, 

8. die Festsetzung von Bau und Niveaulinien und Quartierplänen, 
9. die Aufstellung von Inventaren als vorsorgliche Schutzmassnahmen für Objekte des Natur- 

und Heimatschutzes, 
10. die Übernahme ins öffentliche Eigentum der Gemeinde und die Öffentlicherklärung von priva-

ten Strassen, Fusswegen und Kanalisationen, 
11. die Aufhebung von öffentlichen Strassen und Fusswegen, 
12. die Festlegung der Anzahl der Mitglieder des Wahlbüros, 
13. die Bestimmung des Amtslokals der Friedensrichterin bzw. des Friedensrichters. 
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Artikel 18 Finanzbefugnisse  

1 Der Gemeinderat ist zuständig für: 

1. den Ausgabenvollzug, 
2. gebundene Ausgaben, 
3. die Bewilligung von im Budget enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben bis CHF 300'000.00 

für einen bestimmten Zweck und neuen wiederkehrenden Ausgaben bis CHF 100'000.00 für 
einen bestimmten Zweck, 

4. die Bewilligung von im Budget nicht enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben bis CHF 
100'000.00 für einen bestimmten Zweck, höchstens bis CHF 300'000.00 im Jahr, und von 
neuen wiederkehrenden Ausgaben bis CHF 50'000.00 für einen bestimmten Zweck, höchs-
tens bis CHF 100'000.00 im Jahr, 

5. die Genehmigung von Abrechnungen aus Gemeindeversammlungs- und Urnenabstimmungs-
krediten, sofern diese den Kredit nicht übersteigen, 

6. die Veräusserung von Liegenschaften des Finanzvermögens im Wert bis CHF 1'500'000.00, 
7. Investitionen in Liegenschaften des Finanzvermögens bis CHF 1'500'000.00. 

2 Der Gemeinderat regelt in einem Erlass die Befugnisse der Ausschüsse, der einzelnen Mitglieder 
des Gemeinderats und der Gemeindeangestellten. 

Artikel 19 Übertragung von Aufgaben 

1 Der Gemeinderat kann Gemeindeangestellten bestimmte Aufgaben zur selbständigen Erledigung 
übertragen. 

2 Der Gemeinderat kann die Kompetenz für Anstellung und Kündigung, mit Ausnahme der Ge-
meindeschreiberin bzw. des Gemeindeschreibers und der Abteilungsleiterinnen bzw. Abteilungs-
leiter, teilweise oder ganz einzelnen Mitgliedern des Gemeinderats oder Gemeindeangestellten 
delegieren. 

3 Ein Erlass regelt die Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse. 

4 Die Gemeindeschreiberin bzw. der Gemeindeschreiber leitet die Gemeindeverwaltung. 

C Schulpflege 

Artikel 20 Zusammensetzung 

1 Die Schulpflege besteht aus fünf Mitgliedern, die Schulpräsidentin bzw. der Schulpräsident inbe-
griffen. 

2 Die Schulpräsidentin bzw. der Schulpräsident wird direkt durch die Urnenabstimmung gewählt. 
Die Schulpflege konstituiert sich im Übrigen selbst. 

Artikel 21 Antragsrecht 

Anträge der Schulpflege an die Gemeindeversammlung und an die Urne sind dem Gemeinderat 
einzureichen, der sie zusammen mit seiner Abstimmungsempfehlung weiterleitet. 

Artikel 22 Wahlbefugnisse 

Die Schulpflege wählt im Bereich Schule und Bildung die Vertretungen der Gemeinde in Organisa-
tionen des öffentlichen und privaten Rechts, soweit das Organisationsrecht dieser Organisationen 
die Zuständigkeit nicht anders regelt und nicht die Gemeindeversammlung zuständig ist. 
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Artikel 23 Rechtssetzungsbefugnisse 

Die Schulpflege ist zuständig für den Erlass und die Änderung von weniger wichtigen Rechtssät-
zen im Bereich Schule und Bildung, sofern nicht die Gemeindeversammlung dafür zuständig ist. 

Artikel 24 Allgemeine Verwaltungsbefugnisse 

1 Die Schulpflege führt die Primar- und Sekundarstufe der öffentlichen Volksschule und nimmt wei-
tere Aufgaben und Befugnisse im Bereich Schule und Bildung wahr, soweit nicht andere Organe 
zuständig sind. 

2 Die Schulpflege ist weiter zuständig für: 

1. die Schaffung und Aufhebung von Stellen im Bereich Schule und Bildung, soweit dafür nicht 
kantonale Stellen zuständig sind, 

2. die Aufteilung der vom Kanton in Vollzeiteinheiten zugeordneten Stellen für Lehrpersonen und 
Schulleitungen der öffentlichen Volksschule in einem Stellenplan, 

3. die Anstellung der Lehrpersonen, der Schulleitungen, der Schulverwaltung und der weiteren 
Mitarbeitenden im Bereich Schule und Bildung, 

4. den Abschluss und die Änderung von Anschluss und Zusammenarbeitsverträgen mit anderen 
Gemeinden, soweit diese den Bereich Schule und Bildung betreffen und nicht die Gemeinde-
versammlung zuständig ist, 

5. den Entscheid über die Aufnahme auswärtiger Schülerinnen oder Schüler und die Festsetzung 
der Schulgelder für diese. 

Artikel 25 Finanzbefugnisse 

1 Die Schulpflege ist im Rahmen ihrer Aufgaben zuständig für: 

1. den Ausgabenvollzug, 
2. gebundene Ausgaben, 
3. die Bewilligung von im Budget enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben bis CHF 100'000.00 

für einen bestimmten Zweck und neuen wiederkehrenden Ausgaben bis CHF 30'000.00 für 
einen bestimmten Zweck, 

4. die Bewilligung von im Budget nicht enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben bis CHF 
100'000.00 für einen bestimmten Zweck, höchstens bis CHF 150'000.00 im Jahr, und von 
neuen wiederkehrenden Ausgaben bis CHF 30'000.00 für einen bestimmten Zweck, höchs-
tens bis CHF 50'000.00 im Jahr. 

2 Die Schulpflege kann die Befugnisse gemäss den Ziffern 1 und 2 Ausschüssen, einzelnen Mit-
gliedern der Schulpflege oder Gemeindeangestellten delegieren. 

3 Die Schulpflege regelt in einem Erlass die Befugnisse der Ausschüsse, der einzelnen Mitglieder 
der Schulpflege und der Gemeindeangestellten. 

Artikel 26 Teilnahme an den Sitzungen der Schulpflege 

1 Die Schulleiterinnen und Schulleiter und eine Vertreterin bzw. ein Vertreter der Lehrpersonen 
nehmen mit beratender Stimme an den Sitzungen der Schulpflege teil. 

2 Die Schulpflege kann nach Bedarf weitere Lehrpersonen beiziehen. 

Artikel 27 Übertragung von Aufgaben 

1 Die Schulpflege kann Gemeindeangestellten bestimmte Aufgaben zur selbständigen Erledigung 
übertragen. Vorbehalten bleiben Delegationsbeschränkungen der Volksschulgesetzgebung. 
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2 Die Schulpflege kann die Kompetenz für Anstellung und Kündigung, mit Ausnahme der Mitglieder 
der Schulleitungskonferenz, in den Bereichen ausserhalb des Volksschulgesetzes teilweise oder 
ganz Mitgliedern der Schulpflege oder Gemeindeangestellten delegieren. 

3 Ein Erlass regelt die Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse. 

D Sozialbehörde (eigenständige Kommission) 

Artikel 28 Zusammensetzung 

Die Sozialbehörde besteht mit Einschluss des Präsidenten bzw. der Präsidentin aus 5 Mitgliedern. 
Nebst dem bzw. der vom Gemeinderat aus seiner Mitte abzuordnenden Präsidenten bzw. Präsi-
dentin konstituiert sich die Behörde selbst. 

Artikel 29 Aufgaben 

1 Die Sozialbehörde besorgt selbständig die Sozialhilfe. 

2 Die Aufgaben werden durch die eidgenössische und kantonale Gesetzgebung bestimmt. 

3 Die Sozialbehörde wählt im Bereich Soziales die Vertretungen der Gemeinde in Organisationen 
des öffentlichen und privaten Rechts, soweit das Organisationsrecht dieser Organisationen die 
Zuständigkeit nicht anders regelt und nicht die Gemeindeversammlung zuständig ist. 

4 Die Sozialbehörde kann Gemeindeangestellten bestimmte Aufgaben zur selbständigen Erledi-
gung übertragen. Sie regelt die Übertragung der Aufgaben in einem Erlass. 

Artikel 30 Finanzbefugnisse 

Die Sozialbehörde ist im Rahmen ihrer Aufgaben im Bereich des Sozialwesens zuständig für: 

1. den Ausgabenvollzug, 
2. gebundene Ausgaben, 
3. die Bewilligung von im Budget enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben und Zusatzkrediten 

bis CHF 30'000.00 für einen bestimmten Zweck und von neuen wiederkehrenden Ausgaben 
und Zusatzkrediten bis CHF 5'000.00 für einen bestimmten Zweck, 

4. die Bewilligung von im Budget nicht enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben und Zusatzkre-
dite bis CHF 10'000.00 für einen bestimmten Zweck, höchstens bis CHF 20'000.00 im Jahr 
und über neue jährlich wiederkehrende Ausgaben bis CHF 5'000.00 für einen bestimmten 
Zweck, höchstens bis CHF 10'000.00 im Jahr. 

E Unterstellte Kommissionen 

Artikel 31 Anzahl und Besetzung 

1 Dem Gemeinderat unterstehen folgende Kommissionen: 

1. Energiekommission 
2. Umweltkommission 
3. Planungs- und Baukommission 

2 Ein Behördenerlass regelt für jede unterstellte Kommission ihre Mitgliederzahl, die Zusammen-
setzung, die Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse. 

3 Der Gemeinderat schreibt die Besetzung von Sitzen in unterstellten Kommissionen öffentlich aus 
und wählt die Mitglieder. 
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F Rechnungsprüfungskommission 

Artikel 32 Zusammensetzung 

1 Die Rechnungsprüfungskommission besteht aus fünf Mitgliedern, die Präsidentin bzw. der Präsi-
dent inbegriffen. 

2 Die Präsidentin bzw. der Präsident wird direkt durch die Urnenabstimmung gewählt. Die Rech-
nungsprüfungskommission konstituiert sich im Übrigen selbst. 

Artikel 33 Prüfungsfristen 

Die Rechnungsprüfungskommission prüft Budget und Jahresrechnung sowie die übrigen Geschäf-
te in der Regel innert 30 Tagen. 

Artikel 34 Finanztechnische Prüfstelle 

Der Gemeinderat und die Rechnungsprüfungskommission bestimmen mit übereinstimmendem 
Beschluss die Prüfstelle. 

4 ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 35 Übergangsregelungen 

Die Planungs- und Baukommission bleibt in der bisherigen Zusammensetzung und mit den bishe-
rigen Zuständigkeiten bis zum Ende der Amtsdauer 2018-2022 bestehen. 

Artikel 36 Inkrafttreten 

Diese Gemeindeordnung tritt nach ihrer Annahme durch die Stimmberechtigten an der Urnenab-
stimmung und nach Genehmigung durch den Regierungsrat auf einem vom Gemeinderat festzule-
genden Tag in Kraft. 

Artikel 37 Aufhebung früherer Erlasse 

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Gemeindeordnung wird die Gemeindeordnung der 
Gemeinde Zell vom 17. Mai 2009, mit Teilrevision I vom 17. Juni 2012 und Teilrevision II vom 
21. Mai 2017, aufgehoben. 

Die vorstehende Gemeindeordnung der Politischen Gemeinde Zell wurde an der Urnenabstim-
mung vom 9. Februar 2020 angenommen. 

 ------- 

 GEMEINDERAT ZELL 

  Regula Ehrismann Erkan Metschli-Roth 
  Gemeindepräsidentin Gemeindeschreiber 

 

 ------- 

Vom Regierungsrat des Kantons Zürich am ............... genehmigt. 
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Information über das Abstimmungsresultat 

Das Wahlbüro Zell informiert ab 14.00 Uhr über das Ergebnis der Auszählung unter www.zell.ch 
und im Anschlagskasten der Gemeindeverwaltung in Rikon.  
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